
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 
Am 5. und 6. August 2023 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Notfall-
dienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.
Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
 im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 5. und 6. August 2023 unter 
Telefon 08321/26726. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 
18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in 
der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, 
wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst 
 der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang:
am 5. August 2023: Apotheke am Rathaus, Immenstadt, 
Marienplatz 3, Telefon 08323/6396 
und Engel-Apotheke, Oberstdorf, 
Nebelhornstraße 1, Telefon 08322/2121
am 6. August 2023: Drei-Kugel-Apotheke, Bad Hindelang, 
Gerberweg 6, Telefon 08324/328

Oberstaufen:
am 5. August 2023: Hochgrat-Apotheke, Oberstaufen, 
Hugo-von-Königsegg-Straße 4, Telefon 08386/4583
am 6. August 2023: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg, 
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 6. August 2023: Martinus-Apotheke, Waltenhofen, 
Rathausstraße 2, Telefon 08303/424

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 5. August 2023: Apotheke im Lyzeum, 
Auf’m Plätzle 1, Telefon 0831/202892
am 6. August 2023: Apotheke im Oberösch, 
Im Oberösch 2, Telefon 0831/61515

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen  
in Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 24.07.2023 (Bpl.
Nr. 0281/23) einen Neubau von vier Kettenhäusern mit Doppelcarports, 
Zum Angerhof 2, in Haldenwang (Fl.Nr. 15), Gemarkung Haldenwang, 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Karl-Heinz Pfeil

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeinde Haldenwang, 87490 Haldenwang, Römerstraße 3, 
eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 24.07.2023 (Bpl.
Nr. 0416/23) die Errichtung einer Waldseilgartenanlage in 87541 Bad 
Hindelang, Ostrachstraße 20 (Fl.Nr. 762/4), Gemarkung Hindelang, bau-
aufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, 
und beim Markt Bad Hindelang, 87541 Bad Hindelang, Marktstraße 9, 
eingesehen werden.
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Bekanntmachung
der Gemeinde Ofterschwang 

Satzung zur 4. Änderung der Satzung über die Erhebung  
eines Fremdenverkehrsbeitrags
in der Gemeinde Ofterschwang

(Fremdenverkehrsbeitragssatzung)
vom 19.06.2023

Der Gemeinderat Ofterschwang hat in seiner Sitzung am 18.07.2023 die 
4. Änderung der Satzung über die Erhebung eines Fremdenverkehrsbei-
trages in der Gemeinde Ofterschwang beschlossen.

Mit der Satzungsänderung wurde der § 5 Abs. 3 Satz der Fremdenver-
kehrsbeitragssatzung geändert, indem das seit 2013 gültige „Betten
zehnerl“ für Privatvermieter von 0,18 € auf 0,25 € angehoben wurde.

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Die Satzung liegt ab sofort im Rathaus der Gemeinde Ofterschwang, 
Kirchgasse 1, 87527 Ofterschwang, und in der Geschäftsstelle der Ver
waltungsgemeinschaft Hörnergruppe, Weiler 16, 87538 Fischen i. Allgäu, 
zur Einsichtnahme während der allgemeinen Dienststunden aus.

Ofterschwang, den 24.07.2023

GEMEINDE OFTERSCHWANG

gez.: Alois Ried, Erster Bürgermeister� 184

Bekanntmachung
der Gemeinde Ofterschwang 

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung 

für die Erhebung eines Kurbeitrages 
in der Gemeinde Ofterschwang 
(Kurbeitragssatzung – KBS –) 

vom 19.06.2023
         
Der Gemeinderat Ofterschwang hat in seiner Sitzung am 18.07.2023 die 
Satzung zur 4. Änderung der Kurbeitragssatzung der Gemeinde Ofter-
schwang beschlossen.

In der Änderungssatzung wurde im § 4 Abs. 2 der Kurbeitrag pro Aufent-
haltstag für Personen ab dem vollendeten 14. Lebensjahr von 1,50 € brutto 
auf 2,00 € brutto angehoben.

Für Zweitwohnungsbesitzer gilt in § 7 als besondere Vorschrift, dass ein 
Jahreskurbeitrag vereinbart werden kann. Diese Vereinbarungen sollen 
auf den angehobenen Kurbeitrag zum 01.01.2024 angepasst werden.

Die o.g. Änderungen treten zum 01.12.2023 in Kraft.

Die Satzung liegt ab sofort im Rathaus der Gemeinde Ofterschwang, 
Kirchgasse 1, 87527 Ofterschwang und in der Geschäftsstelle der Verwal-
tungsgemeinschaft Hörnergruppe, Weiler 16, 87538 Fischen i. Allgäu, zur 
Einsichtnahme während der allgemeinen Dienststunden aus.

Ofterschwang, den 24.07.2023

GEMEINDE OFTERSCHWANG

gez.: Alois Ried, Erster Bürgermeister� 185

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 25.07.2023 (Bpl.Nr. 
0422/23) die Energetische Sanierung mit Errichtung von zwei Schlepp-
gauben mit Balkon; Erneuerung der Außenanlagen mit Bau eines Fahr-
radunterstandes, Dorfstraße 3, in Oberstdorf (Fl.Nr. 255/2), Gemarkung 
Tiefenbach b. Oberstdorf, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 

Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, 
und beim Markt Oberstdorf, Prinzregenten-Platz 1, 87561 Oberstdorf, 
eingesehen werden.

Stefan Imhof� 186

Bekanntmachung 
der Gemeinde Blaichach

HAUSHALTSSATZUNG

der Gemeinde Blaichach
(Landkreis Oberallgäu)

für das Haushaltsjahr  2023

Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
erlässt die Gemeinde Blaichach folgende

Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 
wird hiermit festgesetzt;

er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 		 17.593.950,00 Euro

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit   	   5.932.100,00 Euro

ab.

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen wird auf 1.000.000,– Euro festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 500.000,– Euro festgesetzt.

§ 5
Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2023 in Kraft.

Blaichach, den 26.07.2023

GEMEINDE BLAICHACH

gez.: Christof Endreß, Erster Bürgermeister

Nachrichtlich wird auf die Hebesatzsatzung vom 06.12.2021 verwiesen. 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern wurden 
darin ab 01.01.2023 wie folgt festgesetzt:

1.	Grundsteuer
	 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A):	 330 v.H.
	 b) für die Grundstücke (B):			   410 v.H.

2.	Gewerbesteuer:				    400 v.H.
�
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Bekanntmachung
der Gemeinde Blaichach

Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer 
für das Kalenderjahr 2023

Letztmals ergingen nach der Hauptveranlagung zum 28.04.2011 aufgrund 
der finanzamtlichen Messbescheide für alle wirtschaftlichen Einheiten 
generelle Grundsteuerbescheide. Weitere Grundsteuerbescheide wurden und 

werden nach später folgenden finanzamtlichen Grundsteuermessbescheiden 
bekanntgegeben. Das gilt insbesondere bei Neu- und Nachveranlagung. 

Vorbehaltlich der Erteilung schriftlicher Grundsteuerbescheide 2023 
wird hiermit gemäß § 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 
07.08.1973 (Bundesgesetzblatt [BGBl.] I, Seite 965), geändert durch die 
Gesetze vom 14.12.1976 (BGBl. I, S. 3341), vom 23.09.1990 (BGBl. II, 
Seite 885), vom 13.09.1993 (BGBl. I, S. 1569), vom 27.12.1993 (BGBl. 
I, S. 2378, 1994 I, S. 2439), vom 14.09.1994 (BGBl. I, S. 2325), vom 
29.10.1997 (BGBl. I, S. 2590), vom 19.12.1998 (BGBl. I, S. 3836), vom 
22.12.1999 (BGBl. I, S. 2601) und vom 19.12.2000 (BGBl. I, S. 1790) die 
Grundsteuer für das Kalenderjahr 2023 in gleicher Höhe wie im Vorjahr 
festgesetzt. 

Dies bedeutet, dass die Steuerpflichtigen, die keinen Grundsteuerbescheid 
2023 erhalten, im Kalenderjahr 2023 die gleiche Grundsteuer wie im 
Kalenderjahr 2022 zu entrichten haben. Für diese treten mit dem Tag 
der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, 
wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid für 2023 
zugegangen wäre. Die Grundsteuer wird zu je ¼ ihres Jahresbetrages 
am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.2023, vorbehaltlich einer anderen 
getroffenen Regelung, fällig. Die Grundsteuerbescheide und die Begrün-
dung hierzu können bei der Gemeinde Blaichach, Kirchplatz 3, 87544 
Blaichach, eingesehen werden.
Diese öffentliche Grundsteuerfestsetzung gilt zwei Wochen nach dem Tag 
der Veröffentlichung als bekanntgegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder unmittel-
bar Klage erhoben (siehe 2.) werden.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird

ist der Widerspruch einzulegen bei der

Gemeinde Blaichach, Kirchplatz 3, 87544 Blaichach.

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 
4, erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten 
seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen 
besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird

ist die Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4,

zu erheben. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten [Gemeinde Blaichach] und 
den Gegenstand des Klageverfahrens [Ausgangsbescheid mit Datum] 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die ange-
fochtenen Bescheide sollen in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird 
in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klage
erhebung eine Verfahrensgebühr fällig.�
� 188

maßstabslos

Bekanntmachung der Stadt Immenstadt i. Allgäu

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Kirchplatz Quartier“
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 

In seiner Sitzung am 26.07.2023 hat der Stadtrat der Stadt Immenstadt i. 
Allgäu den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Kirchplatz 
Quartier“, bestehend aus der Satzung mit planungsrechtlichen Festset-
zungen, örtlichen Bauvorschriften und dem zeichnerischen Teil (Plan-
zeichnung) in der Fassung vom 26.07.2023, gefertigt vom Büro LARS 
consult GmbH aus Memmingen sowie einschließlich des dazugehörigen 
Vorhaben- und Erschließungsplanes vom Büro „FG Architekten und 
Sachverständige GmbH“ gebilligt und beschlossen, die Beteiligung der 

Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. Parallel werden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2  
BauGB beteiligt. Der Geltungsbereich ergibt sich aus beiliegendem 
Lageplan. 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die Nachnutzung der Flächen einer 
ehemaligen Druckerei planungsrechtlich zu sichern. Geplant ist der 
Neubau von 7 Mehrfamilienhäusern mit ca. 90 Wohnungen, gewerblichen 
Nutzungen sowie Kindergarten bzw. Kindertagesstätte. Ferner erfolgt der 
Bau einer Tiefgarage (Ein- und Ausfahrt Richtung Grüntenstraße) zur 
Unterbringung der erforderlichen Stellplätze. Mit dem vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan werden die baurechtlichen Voraussetzungen für die 
geplanten Nutzungen geschaffen.
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Sonthofen, den 1. August 2023
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Der Geltungsbereich befindet sich in zentraler Lage, zwischen der 
Jahnstraße im Westen, der Grüntenstraße im Norden, der Bahnlinie 
Immenstadt-Kempten im Osten und der Salzstraße im Süden. Der vorha-
benbezogene Bebauungsplan umfasst die Grundstücke mit den Flur Nrn.: 
426/4, 426/5, 426/22, 426/32, 427, 427/4, 427/5, 427/6, 427/7, 427/8 
sowie Teilflächen der Flur Nrn. 4/2 und 426/18, Gemarkung Immenstadt 
i. Allgäu, bei einer Größe von ca. 1,0 ha.

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt im 
sogenannten beschleunigten Verfahren gemäß §13a BauGB. Gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird von der Umweltprü-
fung, von dem Umweltbericht, bei der Bekanntmachung der öffentlichen 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB von der Angabe, welche umwelt-
bezogenen Informationen verfügbar sind, von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB und von einer Überwachung nach § 4c 
BauGB abgesehen werden. Ferner wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
von den Verfahrensschritten zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs.1 BauGB abgesehen. 

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Kirchplatz Quar-
tier“ in der Fassung vom 26.07.2023 kann auf der Homepage der Stadt 
Immenstadt i. Allgäu (https://www.stadt-immenstadt.de/wirtschaft-bauen-
umwelt/bauen-planen/oeffentlichkeits-und-behoerdenbeteiligungen/)

im Zeitraum vom 09.08.2023 bis einschließlich 15.09.2023

abgerufen werden.

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die Unterlagen im 
Rathaus der Stadt Immenstadt i. Allgäu, im Verwaltungsgebäude Kirch-
platz 7, 2. OG, Zimmer 309, während der allgemeinen Öffnungszeiten zu 
Jedermanns Einsicht öffentlich aus. Diese sind:

Montag und Donnerstag 	von 8.00 – 12.00 Uhr, 14.00 – 16.00 Uhr
Dienstag 	 von 8.00 – 12.00 Uhr, 14.00 – 18.00 Uhr
Mittwoch 	 von 8.00 – 13.00 Uhr
Freitag 	 von 8.00 – 12.00 Uhr. 

Nach telefonischer Terminvereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten. 
Beachten Sie bitte, dass das Verwaltungsgebäude während gesetzlicher 
Feiertage (Mariä Himmelfahrt, 15.08.2023) geschlossen ist.

Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen 
elektronisch per E-Mail bauleitplanung@immenstadt.de abgegeben wer-
den. Bei Bedarf ist auch eine Abgabe der Stellungnahmen schriftlich per 
Post oder zur Niederschrift im Rathaus zu den obengenannten Öffnungs-
zeiten möglich.

Gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können. 

Parallel hierzu findet in diesem Zeitraum die Anhörung der Träger öffent-
licher Belange (nach § 4 Abs. 2 BauGB) statt.

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Bearbeitung abgegebener Stellung-
nahmen die angegebenen personenbezogenen Daten auf Grundlage von 
Art. 4 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) gespeichert werden. Die 
abwägungsrelevanten Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden 
anonymisiert aufbereitet und den zuständigen Gremien in teils öffentli-
chen Sitzungen vorgelegt.

Immenstadt i. Allgäu, den 27.07.2023

STADT IMMENSTADT I. ALLGÄU

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister� 190

Bekanntmachung
des Landratsamtes Oberallgäu

vom 25.07.2023

Abschluss einer Zweckvereinbarung  
zwischen der Gemeinde Haldenwang und der Gemeinde Lauben 

über die interkommunale Bauleitplanung

Die Gemeinde Lauben, vertreten durch den Ersten Bürgermeister Mathias  
Pfuhl am 04. Juli 2023 und die Gemeinde Haldenwang, vertreten 
durch den Ersten Bürgermeister Josef Wölfle am 05. Juli 2023 haben 
den Abschluss einer Zweckvereinbarung Aufstellung des Bebauungs-
planes „Im Oy“ für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 
beschlossen.  Die von den beteiligten Gebietskörperschaften abge-
schlossene Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben des Landratsamtes 
Oberallgäu vom 25. Juli 2023, AZ SG 15 – 05301 – 780124/780132, 
als sachlich und örtlich zuständige Behörde (Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3  
KommZG)  gemäß Art. 12 Abs. 2 Satz 1 KommZG rechtsaufsichtlich 
genehmigt.

Gemäß Art. 13 Abs. 1 Satz 2 KommZG wird die Zweckvereinbarung am 
Tag nach der Bekanntmachung wirksam.

Die Zweckvereinbarung hat den folgenden Wortlaut:

Zweckvereinbarung
„Interkommunale Bauleitplanung

Gemeinde Lauben/Gemeinde Haldenwang”

Gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) schließen die   

Gemeinde Lauben,
vertreten durch den Ersten Bürgermeister Mathias Pfuhl,

Dorfstraße 2, 87493 Lauben

und die 

Gemeinde Haldenwang,  
vertreten durch den Ersten Bürgermeister Josef Wölfle,

Römerstraße 3, 87490 Haldenwang  

folgende Zweckvereinbarung: 

§ 1 Aufgabe
1. �Gegenstand der Zweckvereinbarung ist die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes „Im Oy“ für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaik
anlage auf dem Flurstück Nr. 364 in der Gemarkung Lauben und den 
Flurstücken Nr. 984, 987 und 987/2 in der Gemarkung  Haldenwang 
und eventuell spätere Änderungen. Der Umgriff des zu beplanenden  
Geländes ergibt sich aus dem beiliegenden Lageplan.

2. �Die Gemeinde Lauben überträgt die Durchführung des Bauleitplan-
verfahrens für das in Absatz 1 genannte Vorhaben auf die Gemeinde 
Haldenwang. Dies gilt für alle Verfahrensschritte und Aufgaben, 
für die nach § 12 BauGB die Gemeinde zuständig ist (insbesondere 
Aufstellung, Abwägung und Beschlussfassung eingegangener Stellung-
nahmen, einschließlich Satzungsbeschluss beim Bebauungsplan und 
Feststellungsbeschluss beim Flächennutzungsplan) und den Abschluss 
eines ggf. zu vereinbarenden städtebaulichen Vertrags nach § 11 
BauGB. Die Gemeinde Lauben überträgt ferner die im Baugenehmi-
gungsverfahren notwendige Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens nach § 36 BauGB sowie die Erteilung isolierter Ausnahmen und 
Befreiungen bei verfahrensfreien Vorhaben nach Art. 63 Abs. 3 Satz 1  
BayBO.

§ 2 Kosten
Die Kosten für die nach § 1 übertragenen Aufgaben trägt die Gemeinde 
Haldenwang. 

§ 3 Gewerbesteueraufteilung
Über die Aufteilung der Gewerbesteuer wird eine gesonderte Vereinba-
rung getroffen. 

§ 4 Laufzeit, Kündigung
1. Die Zweckvereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. 

2. �Die Zweckvereinbarung kann unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Jahresende gekündigt werden. Die Kündigung hat 
schriftlich zu erfolgen. Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wich-
tigem Grund bleibt unberührt.   

§ 4 Genehmigung, Bekanntmachung
1. �Diese Zweckvereinbarung bedarf der Genehmigung durch das Land-

ratsamt Oberallgäu. 

2. Sie tritt am Tag nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft.
 
Lauben, 04. Juli 2023		  Haldenwang, 05. Juli 2023

Gemeinde Lauben		  Gemeinde Haldenwang  
Mathias Pfuhl		  Matthias Amann  
Erster Bürgermeister		  Zweiter Bürgermeister  

Sonthofen, den 25. Juli 2023

LANDRATSAMT OBERALLGÄU in Sonthofen

gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin� 191

Bekanntmachungder Stadt Sonthofen

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Postzustellstützpunkt Illerried“ und  

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 56

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Sonthofen hat am 06.07.2023 
für das Gebiet im „Gewerbegebiet Illerried“ den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Postzustellstützpunkt Illerried“ und 4. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 56 in der Fassung vom 06.07.2023 als Satzung 
beschlossen. Der räumliche Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan 
dargestellt. 

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan und die Bebauungsplan
änderung werden gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) durch diese 
Bekanntmachung rechtsverbindlich. Ein Genehmigungsverfahren beim 
Landratsamt Oberallgäu war nicht erforderlich, da der Bebauungsplan aus 
dem gültigen Flächennutzungsplan entwickelt worden ist.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Postzustellstützpunkt Illerried“ 
und 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 56 – bestehend aus Planzeich-
nung, Satzung und Begründung – können ab Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Rathaus der Stadt Sonthofen (Rathausplatz 1, 87527 
Sonthofen), Zimmer 44, während der allgemeinen Öffnungszeiten einge-
sehen werden. Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
und die Bebauungsplanänderung einsehen und über seinen Inhalt Aus-
kunft verlangen. 

Zudem sind der in Kraft getretene vorhabenbezogene Bebauungsplan und 
die Bebauungsplanänderung mit Begründung im Internet unter:

http://www.stadt-sonthofen.de/planen-und-bauen/bauleitplanung/ 
bebauungsplaene-rechtsverbindlich/ und
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal  jederzeit einsehbar.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften des Baugesetzbuches beim Zustandekommen eines 
Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle einer beachtlichen 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, im Falle einer beachtlichen Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes (§ 214 Abs. 2 BauGB), im Falle von beachtlichen 
Mängeln des Abwägungsvorgangs (§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB) oder 
im Falle beachtlicher Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB nicht schrift-
lich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen (§ 215 
Abs. 1 BauGB).

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnach-
teile eingetreten sind, wird hingewiesen.

Sonthofen, 26.07.2023

STADT SONTHOFEN

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister� 192

Bekanntmachung des Vereins Lebenslang e.V.

Der Verein Lebenslang e.V. mit Sitz in Immenstadt wird zum 14.06.2023 
aufgelöst.

Wir bedanken uns von Herzen bei allen Unterstützern in den letzten 
Jahren!
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